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Erklärung der Bundesregierung (Bonn, 1. September 1954)

Die Bundesregierung hat in ihrer Sitzung am 1. September 1954 auf Bühler Höhe gemeinsam mit den 
Vorsitzenden der Fraktionen der Regierungskoalition die politische Lage erörtert, die nach der Abstimmung 
in der französischen Nationalversammlung besteht. In konsequenter Fortsetzung der bisherigen Linie der 
deutschen Außenpolitik und in der Überzeugung, daß nur auf diesem Wege die Wiedervereinigung 
Deutschlands in Frieden und Freiheit herbeigeführt werden kann, wurden die folgenden Ziele festgelegt:

1. Fortführung der Politik der europäischen Einigung mit allen dazu bereiten Völkern und auf allen dazu 
geeigneten Gebieten. Konsultationen über die weitere Behandlung der militärischen Integration mit den 
Ländern, die die EVG ratifiziert haben oder unmittelbar vor der Ratifizierung stehen.

2. Wiederherstellung der Souveränität.

3. Teilnahme an der westlichen Verteidigung ohne Diskriminierung.

4. Rechtliche Regelung des Aufenthaltes von Truppen anderer Länder in der Bundesrepublik durch 
Abschluß von Verträgen.

5. Unverzügliche Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten von Amerika und Großbritannien.
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